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gesetzthätte.DaauchdiePensionsbeiträgeimDurchschnittum15Prozene
erhöt,werden,soheisstdas,dassdieBedienstetetndieErhöhungderBe-¬
messungsgwundslageselbstbezahlenmüssen.DiegerechteB,stimmungdasspri¬
vateDienstzeitenfürdiePensionanzurechnensind ,istbsiheuteabge-¬
lehntworden.EinzelneKategorienvonKollektivvertragsangestelltenunddie
UntergruppensindwohlvalorisiertdieMehrzahl,derAngestelltenderstädtivoll

BürgermeisterSeitzeröffnetumfünfUhrdieSitzungOhneschenUnternehmungenhabenabernicht/valosisierteGehalte.InProzenten
DebattewerdengenehmigtdievonderVollversammlungdesKreditvereinesdenimmtsichdieEphöhunggutaus,inSchillingenmachtaberdieErhöhungZentralsparkassederGemeindeWienbeschlossenenAenderungen,fernerSub
ventionenandieösterreichischeDeutscheArbeitsgemeinschaft ,andie
österreischischeGesellschaftfürBevölkerungspolitikundFürsorgewesen,
andieWienerfreiwilligeRettungsgesellschaft,andieZentralstellefür
KinderschutzundJugendfürsorge,andieJugendschriftenstellefürblinde
KinderinWien,andieFreiwilligeFeuerwehrIbbsad .Donau,andenBund
OesterreichischerKünstlerKunstschau,andieKunstgemeinschaftandieGe-beidenjetzigenZuständensehrleichtmiteinemParteibüroverwechseltwør-

fürdieeinzelnenGruppensehrwenigaus. DieBedienstetenhattenfrüher
verschiedeneBegünstigungen,dieihnenjetztauspurerSparwutentzogenwor-¬densind .

GR.Untermüller( .L.)kritisiertdieArtundWeise,wiejetzt
AufnahmenindenGemeindedienstdurchgeführtwerden.EsistvondenRednern
derMinderheitschonwiederholtfestgestelltworden,dassdasPerspnalbüre

sellschaftzurFörderungzurKunstgewerbeschule,andenVereinabstinentordenkann .DerRednertadelt insbesonderedie Aufnahmeeinestschechischen

Frauen.EhrenpreisewerdenbewilligtfürdieGenossenschaftderbildendenStaatsbürgersalsHauswartdesHausgehilfinnenheimesinderRahlgasse,Ob¬
Künstler,fürdieFrühjahrsausstellungderKunstgemeinschaftundfürdenWohlZenntausendevonösterreichischenStaatsbürgernarbeitslossind,
AlbrechtDürrabundFernerwerdenohneDebattegenehmigtBauentwürfefürstelltdieWienerG,meindeverwæltungeinenFremdenStaatsbürgerineinemdie WohnhausanlageAmWienerbergsSpinnerinamKreuzmitdemKostenerforderHeimansHauswartan ,dasvonöffentlichenMittelnerrichtetwordenIstDie

nisvon1545000Schillingundvon2,080,000SchillingfürdenWohnhausserSkandalistsoarg,dassermitkeinemWortentschuldigtwerdenkainbauXI .SchneidergassemitdemBetragvon164000Schilling.fürdenWohn-¬dorf

hausbauXIII,,GrüngassefürdenBetragvon592,000SchillingundfürdenWohnhausbauV,GiessaufgassemitdemBetragvon1,600.000Schilling
FernerAnträgebetreffenddemNeubauvonRandstrasseninderSiedlung
LaaamBergundamWasserturmmitdemErfordernisvonho ,000und72.000
SchillingbetreffenddieVerbesserungderWasserversorgungfürdenXXI.

(LebhafterBeifall).
GR.Gschladt( E. . )begrüsstdieVorlagedasie,wennauchineinemkleinenMass,aberdochdieForderungderAngestelltennacheiner

GleichstellungdesPersonalsineinemgewissenGraleerfüllt.Esseiaber
trotzdemnotwendig,zuderaltenForderungderAngestelltenschaftnachder
ValorisierungderBezügeStellungzunehmenunddiegrundsätzlicheBerech

Bezirk,mitdemKostenerfordernisvon600.000Schilling,betreffenddenAn-tigungdieserForderunganzuerkennen.DienächstenAusführungendesRedners

meringeinSachkreditvon800.000SchillingsowiefürdieBeschaffungvonderPolemikdesDr.Danneberggegenmichwardieeinesleidenschaftlichen
ohneDebattebewilligt.

kaufvonLiegenschaftenXVI. ,HeindlgasseundSulmgasse,ebensowerdensindeinePolemikgegenGemeinderatDr.Danneberg,derinderletztenGeNachkragskreditefürdiestädtischenElektrizitätswerkeimBetragvonmeinderatssitzunggegendenGemeinderatGschladtalsMitunterzeichnereines
2,800,000Schillingundvon360,000SchillingundfürdasKraftwerkSim-FlugblattesandiestädtischenAngestelltenStellunggenommenhatDieArt
honeuenStrassenbahntriebwageneinSachkreditvon2693,000SchillingpersönlichenKampfes.DerRednerbeschäftigtsichnuneingehendmitdemIn

haltjenesFlugblattes,dessenTenornachseinerMeinungdahinging,zwischenSTR.SpeiserreferiertüberdenPunktderTagesordnung"MassnahmenderPersonalpolitikderRathausmehrheitimNationalratundinderGemeinde
betreffenddieAngestelltenderstädtischenUnternehmungen".Erverweist,einenVergleichzuziehen.WährenddieSozialdemokratenimNationalratin
zunächstdarauf,dassdieVerhandlungen,dieimGegenstandegeführtwurdenfastdemagogischerWeisefürdieBundesangestelltenForderungenerheben,
wegenderEigenartderMateria,desumfangreichenStoffesundderVertei-herrschthierimRathausdenAngestelltengegenüberdiegrössteKnauserig
lungderVerhandlungsbedingungenzwischendenAktivgehaltenundderRe-keit.Dr.DanneberghabeihmunddemGemeinderatHöpellerzumVorwurfge-¬
gulierungderPensionenlängereZeitinAnspruchgenommenhaben,unddassmacht,dasssiedenStadtratTandleralsfamosenGenossenbezeichnethaben
dieVerhandlungenvorkurzemzumAbschlussgebrachtwurden.DasErgebniseinAusdruck,dersichindemFlugblattnichtfindet.FernerhatDr.Danne-¬dieser Verhandlungenist dassdie AnsätzedesgeltendenG,halssschemasbergals niederträchtigeLügeundVerleumdungeine angeblicheBemerkung

mitWirksamkeitvom1.Juni1927durchschnittlichum' 3ProzenterhöhtindiesemFlugbåattüberdieEinkommenderamtsführendenStadträtebezeich
wurden.DerProzentsatzistgeringeralsjenerwardendieHoheitsangestell -net.IndemvonihmunterzeichnetenFlugblattistdavonkeinWortenthaltentenerreichthaben,DafüristeinebedeutendeNeuregelungderPensionener -ErfühlesichübereinensolchenVorwurferhabenundüberlassedieBeur-¬
folgt,DiePensionsbemessungsgrundlagewirdvon73' 8auf84' 6erhöhtaller-teilungeinessolchenVorgehensdemGemeinderatundderganzenOeffentlich-¬
dingsauchgleichzeitigdiePensionsbeiträge ,DiebewilligtenErhöhungengeit(LebhafterBeifallbeider. .)EinähnlicherPassusstammwohlin
wirkensichauchfürdiePensionsparteienaus,AlsbeachtenswertbezeichneteinemanderenFlugblattaberdieAnführungwurdeingutemGlaubengemacht,
StadtratSpeiserdieAnrechnungvonVordienstzeitenfürdiepensionsrecht-daderbezüglicheGemeinderatsbeschlussheutenochaufrechtsei.Auchvonan-¬
lichenBelange.EbensosinddurchGruppeneinreihungenvieleWünschederUn-derenAngabendes/DannebergseiindemvonihmunterfertigtenFlugblatt
ternehmungsangestelltenerfülltworden.DerMehraufwandfürdieBezugsrege-nichtsenthaltenEsseidasoffenbareinegewollteIrreführungderOeffent¬lunggeläuftsichaufrund1,150. 000Schilling.

lichkeit.Ichstellefest ,sagtRednerzumSchlusse,ichwerdenachwievorGR.Daffinger( . . )bezeichnetdenErfolgderdurchgeführten
mitallenmirzuGebotestehendenKräftenunterAusschaltungdervonDr.

Regulierungalssehrdürftig,EineRegulierungderPensionsbemessungsgrundennebergewähltenMittel,derWahrheitdieEhregebendonKampfimInlagewärenichtnötig,wennnichtdieMehrheitindervergangenenG,meinde-¬
ratsperiodediePensionsbemessungsgrundlagevon90auf73' 8Prozentherab¬



ZweiterBogen.teressederKollegenschaftundderVer-waltungfortsetzen.ImGemeinderat
mögejemesNiveaugewahrtwerden,dasderWürdediesesSaalesangemessen
ist .(LebhafterBeifallbeider. . )

GR.Lehninger[ . . )fragtdieMehrheit,wassiedazusagenderBund
würde,wenneinesolcheRegulierungvornehmenwürde.Inderniedersten
StufederGruppe1handeltessichumeineEphöhungvonneunSchillingin
derhächstenumeinesolchevon20. SchillinginderGruppe2umErhöhungen
von11bis20undinderGruppe3von10bis21Schilling.Nurdiehöheren
GruppenweisenE,höhungenvon30bis60Schillingauf ,Hinterdergrossen
Aufmachungstecktnichtviel ,DieErhöhungderPensionsbemessungsgrundlage
ist wohleineVerbesserungaberdafürwerdendieFensionsbeiträgeumdurch¬

rendenStadträteabgewälzthat.Mandarfauchnichtvergessen,dassdieLe-¬
benshaltungin Deutschlandfast doppeltsohochwiein Oesterreichist .Wäh-¬
rendseinernächstenAusführungenwiederholtGemeinderatHöpellerunter
HinweisaufdievomGemeinderatDr .DanneberginseinerRedegebrauhhtenAus-¬
drückedieWorte:niederträchtigeLügeundVerleumdung.AlserbeiderFest¬
stellung,dasserwederMitgliedderGewerkschaftderchristlichenAngestell.
tenOesterreichsist ,nochdasvondieserGewerkschaftherausgegebeneFlug¬
blattmitunterzeichnethat ,inderPolemikgegendenGemeinderatDr .Danneber
denAusdruck: niederträchtigeLügeundVerleumdunggebrauchtruftihnder
VorsitzendeGemeinderatHofbauerdaserste malzurOrdnung,Kurzdarauf
wirdGemeinderatHöpellerzumzweitenmalzurOrdnungberufen,DiesemOrdnung.
ruffolgteineinigenMinutenderdritteundGemeinderatHofbeuerentziehtschnittlich176Prozenterhcht ,diedieAngestelltenvon den ' 3ProzenErhöhung

gebenmüssen .Vondiesen ' 3Prozentmussmaneigentlichauchdie ' 3ProzentdemRednerdasWort,
in Abzugbringen ,umdiedieU,ternehmungsangestelltenwenigerbekommenals
dieBeamtenderHoheitsverwaltung,EinesolcheEgulierungwürdederärgste
kapitalistische Unternehmernicht durchführenDieeine nützlicheBestimmung

GR.Haider( E. )stelltdiePensionsverhältnissederUnter-¬
nehmungsangestelltendenenderBundesbahnbedienstetetengegenüberundkommt
zudemErgebnisgdassdiePensionistenderstädtischenUnternehmungenwielist getroffenworden,dassauchdiePensionsparteienandenErhöhungenmit

partizipieren.NurmüsstendiePensionsparteienderKollsktivistenebenso
behandeltwerden(LebhafterBeifallbeider. . )GRHõpellerEL)bemerktderPersonalreferenundderFi¬
nanzreferenthabenwederbeiderBezugsregelungimMärznochheutedenMut
aufgebrauht,dieVorlagenüberdieBezugsregelungenentsprechendzuvertei
len .SiehabenauchnichtdieGemeinheitaufgebrachtmitderDr.Danneberg
damalsimMärzaufgetretenist .SiehabendieseGgmeindheitdemPräsidenten
desWr.Lndtagesüberlassen.Vo

VorsitzenderHofbauererteiltdemGemeinderatHöpellerwegon
dieserunparlamentarischenAusdrückedenOrdnungsruf

schlechterdranseienalsdiebeidenBundesbahnen,FürdiePensonisten
derBundesbahnengeltedieneunzågprofentigeBemessangsgrundlageundzwar

ansichvondemvollenGehaltewährendvonder niedrigerenPeneionsbe
messungsgrundlagefürdiestädtischenAngestelltenderumsechsProzentge¬bam
kürzteGehaltmassgebendsei .AuchdiePensionsbeiträgederBundesbaamten
seiniedrigeralsdiederUnternehmungsangestellten.DieDisziplinarkommis¬
sionenseiennichtparitätischzusammengesetzt,dadåestädtischenUnber
nehmungenumeinenVertretermehrhabenalsdieAngestellten.Schliesslich
richtetderRednerandenamtsführendenStadtratdieBitte ,nichtnurge
eichteSozialdemokratenindenDienstderUnternehmungenzustellen(Beifallbeider. . )

RedenichteineeinzigeLügenachweisenkönnen,dieindenFlugbäättern
enthaltengewesensei IndenFlugblätternwurdederVerbandder
städtischenAngestelltenmitkeinemWortgeschmäht,sonderneswurdenur
derVerrat,denderVerbandgegenüberdenAngestelltenbegangenhat ,ange-¬
prangert .DerRednererwidertnunaufeinzelneBehauptungendieGemeinderat
Dr.DanneberginderdamaligenRedeaufgestellthat ,DasSystemderamtsfüh-¬
rendenStadträtewurdevonderMehrheitdiesesHausesdeshalbeingeführt,
umdieVerwaltungzuverpolitisieren,undweilihnendiesgelungenistwur¬
denihnenMinistergehälterzugebilligt.DerzweiteGrundzurSchaffungdes
SystemsderamtsführendenStadträtewarder ,denhervorragendenParteifunk-¬
tionärenausgiebigeGehälterzuzuschanzenWasnundieBezügedesWiener
Bürgermeistersanlangt,erklärtGemeinderatHöpeller,ganzoffenzugestehen,
dassdie jährlichenBezügevon34 . 600Schillingnichtzuviel sind .DerRed-¬
nervergleichtnundieBezügedesWienerBürgermeistersmitBürgermeisterge -¬

hälternindeutschenStädten,SobeziehtderBerlinerOberbürgermeistereinderOppositiongegendieVorlageundweistdieBehauptungdassdieBundes-¬Gehaltvon36,000Goldmarkund24. 000GoldmarkRepräsendationsgebühren,zu¬

26. 000GoldmarkundhoooGoldmarkanRepräsendationsgebühren.Derehrenamt¬

Goldmark,dassindrund25. 000SchillingDerzweiteMünchnerBürgermeister
dersogenannterechtskundigeBürgermeisterbeziehtgegen24. 000
Goldmarkoderho.000Schilling.DieserBürgermeisteraberisteinBeamter,
derfürdieVerwaltungdievolleVerantwortungträgt ,wasmanvomWienerBür
germeisternichtbehauptenkann,dadieserdieVerantwortungaufdieamtsfüh-

beiGehaltsbewegungenvönöffentlichenAngestelltendieGehälterdieser
AngestelltendenBezügenvonpolitischenMandaterenentgegenzuhaltenent
schiedenzuverurteilensei .DaseinederbeideninBetrachtkommenderFlug
blätteristvon2Gemeinderätenausdrücklichgezeichnet.
DaseinedieserFlugblätterdassvomGewerkschaftsvorstandeherausgegeben
ist ,enthältdenVermerk,dassfürdieHerausgabeMagistratsratGschladt
verantwortlichistundeswardahernurberechtigtwennAbgeordneterDr
DannebergdiepolitischeVerantwortlichkeitfüreinesolcheKampfesweise
festgeseellthatAuchheutesindvomGemeinderatHöppelerAusdbückewie
Gemeinheitunddergleichengebrauchtworden,EswärenurzuwünschendasssolcheMethodenindenGehaätskämpfenundindenpolitischenKämpferüler-¬
hauptvermiedenwerden.

StadtratSpeiserbeschäftigtsichsodannmitdenEinwendunger

angestelltenbessergestelltseienalsdieAngestelltenderGemeindeWien
sammenalso60.000Goldmark.DerBürgermeistervonBerlinhatanGebührenunteranderemauchmitdemHinweisdaraufzurück,dassgeradejetztFinanz-¬

ministerKienböckeineVorlagevorbereitet,durchdiedieLändergezwungen
licheersteBürgermeistervonMunchenbezjehtjährlichinsgesamt15,000werdensollenkeinebesserenGehaltezubezahlenalsderBundEsistnunvonWier

einmalschonsodassdieGemeindeangestellten/besserbezahltsindalsdie

GR.Wagner( E, . )DasistdersittlichreligiöseErziehers
GemeinderatSpeiserbemerkt,ermüsseobzwarersichbezügich

GRJenschik:DieKindermöchtichsehen,dieSieerzokenhaben!derinderDebattebesprochenenFlugblätteralsPersonalreferentder
GR.Höreller:bemerkt,DrDanneberghabeinseinerdamaligenmeindeeinegewisseZurückhaltungauferlegenwolle,dochdaseinesagendie

dassindiesenFlugschriftenwerfolgteTaktik,



DritterBogen,
würdeesalsPersonalreferentwünschenBundesangestellten .Auchich

dassesmöglichwäre,dieBezügederGemeindeangestelltenvollzuvalori¬
sierenEinesolcheVollvalorisierungwürdeaberzurVoraussetzunghaben,dassauchandereårbeitendeSchichteninihremEinkommenumaingrossesSchulefürsozialBevorzugtewäre.Inder .PropagandafürdieHauptschule
StückvorwärtswärenunddassdieWirtschaftslagedieserlaubenwirde ,Wenn
bemängeltwurde,dassdieErhöhungfürmancheGruppennur9bis1oSchil-zwangsläufigherabzudrückenDieMittelschullehrerhabensichgegendiese

dass
lingausmacht,soist diesdarauserklärlich,diejenigenGruppen,diein
ihrerValorisierungdenanderenväransind ,diesmalinderErhhungzurück-¬dass
gebliebensind ,Vorallemmussberücksichtigtwerden,adssdieVorlags

in derHauptsacheeineVorlagefürdiePensionistenist unddassdieVertre
terderUnternehmungsangestelltenausdrücklicherklärthabenzu-¬
gunstenderVerbesserungderPensionsverhältnissesichmiteinergerin¬aktiven
gerenAufbesserungihrer/Bezügezufriedenzugeben.Unbestreitbarist ,dass
dieVorlageeinengrossenFortschrittimBezugaufdieFensionsverhältnis -¬
sebedeutedasssieausserdemeineVerbesserungindenAktivitätsbezügen
bringt .unddarüberhinausnocheineReihevonUmreihungenundAngleichun¬
genandieBeamtenderHoheitsverwaltung.

DieVorlagewirdangenommen.

möglichstbaldvollzegenwerdensollDanntadeltdieKennerindievonden
SozialdemokratengeübtePropagandafürdieHauptschuleundgegendieMit
telschuleDieUntermittelschulewirdsohingestellt,alsobsienureine

zeigtsichdaeTendenz,dassmanbestrebtist ,dasBildungs-nivsau
PropagandagewendetDaraufhinhatauchdasUnterrichtsministeriumeinenEr¬
lassherausgegeben ,derdiesertendenziösenPropagandafürdieHauptschule
entgegengetretenistDahatnunPräsidentGlöckelineinerPressekonferenz
erklärt,dassderWienerStadtschulratjedeBeeinflussungderElternablehnt.
TrotzdemaberwerdendieElterndurchWortundSchriftirregeführtundzu
parteipolitischenZweckenveranlasst,SosehrwirjedeguteNeuerungim
Schulwesenbegrüssen,sosehrmüssenwiresverdammen,dassElternundKinder
zuparteipolitischenZweckenmissbrauchtwerden(LebhafterBeifallb.EL

GRProfessorDrNeubauer( soz ,demJerwidertaufdieAusfüh
rungenderGemeinderätinSchlösingerErerklärt,dassbeideSchultypen
dieHauptschulewiedieUntermittelschule,geeignetind ,dieSchülerfür
einehöhereStudienbahnvorzubereitenDerErfolgderHauptschuleliegtda
rin ,dassdieBürgerschuleausihremniedrigenNiveauemporgehobenwurdeStadtratSpeiserberichtetüberVeränderungenindenHauptschu-¬
WährendfrüherdieArbeiterkindervonderBildungfastausgeschlossenwarenlen .ErbeantragtdieNeusystemisierungeinigerSchulleiterstellen,die dié
stehenihnenheuteentsprechendihrenBildungsfähigkeiten/BildungswegeofVerlegungeinigerSchulen ,sowiedieAuflassungvonSchulen .DieHerabset¬
fen,EswärenichtzueinemHauptschulgesetzgekommenwennnichtdiebestenzungderEypositurenvonHauptschulenauf20wirddazu-führen,dassimJah¬
praktischenErfahrungenmitderHauptschulegemachtwordenwärenDieAusre1930überhauptkeineExpositurenbestehenwerden denEltern
führungenderGemeinderätinSchlösingerhattenkeinenanderenZweckals/GRtinSchäösingerZESL. )verweistdarauf,dassdurchdieseVor-¬
zusagen,schickteureKindernichtindieHauptschuledenndortlernensielage16Volksschulenaufgelassenwerdenunddurchschnittlich200Kinder

in einer Schuledavenbetroffen werdenNichtwenigerals 1ooLehrerwerdennichts .( Widerspruchbe der Minderheit ) .Wirwehrenuns gegeneinesolche
imBetriebderVolksschulenüberzähligEswärewünschenswertzuerfahrenArgumensation,weilfürunsdieHauptschuledieMöglichkeitist ,denAufstieg

derArbeiterschaftinihrerJugendvorzubereiten.(BeifallbeiderMehrheitwasmitdiesenLehrkräftengeschiehtWiedieGemeindedenReligionsunterWarmüseendafürsorgendassdieHauptschuleeineguteSchuleistDaswirdrichtbehandeltmüssealsSkandalbezeichnetwerden.Am18Bürgerschulen
SacheeineraufgeklärtenunddenkendenLehrerschaftsein.DieHauptschelesinddiedefinitivenReligionslehrerstellenfreigeworden.EinedieserStel
unddieUntermittelschulemüssengemeinsamdaszuerreichensuchenwaslenistseit1923,diemeistenseit1925freiEinesolcheHaltungderGe-

meinderatsmehrheittrifftnichtblossdenStandderKatechetensondern
dieganzeLehrerschaftfühltsichinihremRechtverletzt ,Wasmanheute
gegendasGesetzdenKatechetenzufügt ,daskannmanmorgeneineranderen
GruppederLehrerschafttun .Eswurdenwohlam1 .Jänner1926einigeRe-¬
ligionslehrerernannt,aberbisheutewurdeihnenkeinAnstellungsdekret
gegeben.AuchdiedenjüdischenReligionslehrernimAugust1925gewährte
VorrückungwurdedenkatholischenReligionslehrernbis jetztverweigert.

Wasdås Hauptschulgesetzanlangt ,so sind alle Fachkreisedarü- ¬
bereinig ,dassdiesesGesetzvieleErleichterungengebrachthat .Ganzun¬
begreiflichist die sozialistischeHetzegegendie Mittelschulen .Ende
April1928hatanderSchulein MariahilfLoquaxplatzeinLandesschulin¬
spektordieHauptschulealsdieallgemeindeMittelschulehingestelltund
dasGymnasiumalseineSchultypebezeichnet,diezumaussterbenverurteilt
sei .Freilihh,fürdieSozialdemokratiehatdasGesetzeinenargenSchön¬
heitsfehler.SiewolltefüralleZehn-badVierzehnjährigedieallgemeine
MittelchulealsPflichtschulebestimmtwissen.DieseEinheitsschuleist
verschwunden,ManversuchtnundieHauptschulealsallgemeineMittelschule

wirwollen,nämlicheinedenkendeundtüchtigeBebölkerungheranzuziehen
(BeifallbeiderMehrheit)NunerwidertStadtratRummelhardtaufdieAusführungendes
Voerredners,ErstelltfestdassdasHauptschulgesetznichteineSchöpfung
derSozialdemokraten,sondernderChristlichsozialenundderDeutschnatio
nalenist ,ProfessorNeubauerhatvonderHauptschulealsVermittlungs

schulegesprochenDerHauptzweckderHauptschuleist ,dassdiebreitenMas
sen ,dieindieArbeithinausmüssen,nunbesserfürdasLebenvorgebildet
werdenals sie bishervonderBürgerschulevorgebildetwurden.Ichbegrüsse
dieHauptschuleundwerdesie namentlachjenenElternanempfehlenderen
KindermitabgeschlossenerBildungins Lebenhinausgehensollen .Inder
FragederallgemeinenMittelschulehabenSieverlorenundgesiegthatdie
christlichsozialsParteiDieienigendieMittelhaben,sollenihreKinderbegabtenindieMittelsshuleschickenund/KindernmittelloserElternmögedieGe
meindeWindurchStipendiendieMöglichkeitzumBesuchderwirklichen

Mittelschule,dernatürlichenGrundlagederHochschulebietenGemeinderätin
SchlösingerhatsichnichtgegendieHauptschulegewendetaberSieärgern
sich ,dassMinisterSchmitzdasGesetzüberdieHauptschuiegemachthathinzustellen.Dassist sieabernicht .Sieist nichtsanderesalsdieEintei-¬
BeieinersolchenFragemussdiePolitikausgeschaltetwerdenundwennSielunginzweiKlassenzügeEsmussdenElterngesagtwerdendassnurder

- ZugindieMittelschuleübertretenkannwährenddenBZugdieserUebertrinichtinderLagesinddiesewichtigeFrageunpoltiischzubetrachten,ist
dasaufdasteifstezubedauern,FürdieHauptschulebrauchenSiekeineabgeschnittenist ,
Agitationzubetreiben,WenndieLehrerihrePflichterfüllen,dasGesetzRednerinbeantragtdassdieneusystemisiertenSchulleiterstel¬
bietetdieMöglichkeit,dassmitderHauptschuleeinhohesZielerreichtlenanMädchenhauptschulenfürweiblähheLeiterauszuschreibensindund
wird(LebhafterBeifallbeider. .)



VierterBogeb.
ST. RSpeiserbemerktzunächstaufdieAnfragederGemeinde-¬

rätin Schlösingerobes richtig sei ,dassder DurchschnittszahlderKlassen
so erhöht werdensoll ,dass eine Anzahl von Lehrern überzählig wird ,ihm

sei voneinersolchenMassregelnichtsbekannt .ImBezugaufdieVerwendung
vonFrauenals Schulleiterinnenhat sich eine ungeheureVeränderungsoll -¬
zogenWährendes imJahre 1913vier Bürgerschuldirektorinnenund18Ober-¬
lehrerinnenimJahre1918anMädchenschulen24Schulleiterinnnund163
Schulleitergegebenhat ,warenimJahre1927141Frauenund15Männer

Anerkennung der
SchulleiterDasbeweist ,wiesehrdie/Frauin dieserBeziehungsichdurch
gesetzthatDenAntragderGemeinderätinSchlösingerhinsichtlichder
katholischenLehrkräftebeantragtStadtratSpeiserdergeschäftsordnungs
mässigenBehandlungzuzuweisenEs sei nicht angängig ,dassReligions

lehrer eine Stufe zuerkanntbekommen ,die weltliche Lehrer nichthaben .
Wasdie Debatte über das Hauptschulgesetz betrifft ,so istes nur zube

grüssen ,dasssichdiøGemeindetatRummelhardtmitdemGemeinderatDr.
Neubauerin das Lobdieser Schultypegeteilt hat .Es wärenur zuwünschen
dass das Vertrauender Bevölkerungin die Hauptschulewächst .Jederder
weisswasPräsidentGlöckeldurchseinezäheundtüchtigeArbeitfrdie
Hauptchulegeleistet hat ,musssagen ,es wäregut ,wenndieHauptschule

vonmöglichstviel Kindernbesuchtwird .MinisterSchmitzundGlöckel
sindbeideausgeschritten .DerMinisterwolltenichtso weitmitaber
Glöckelhat ihn ein Stückmitgenommen ,DieHauptschulewareinausseror
dentlichgrosserErfolg ,ihreSchaffungbedeuteteinengrossenSchritt,
zu demZieleg dass wir uns gesteckt haben ,zur Schaffungderallgemeinen

EinheitsschulealsPflichtschule,(LebhafterBeifallbeiderMehrheit),
DieVorlagewirdangenommen,die AnträgeSchläsingerwerden

der geschäftsordnungsmässigenBehandlungzugewiesen.
GR .Bermannberichtet überdie Bilanzder stadtischenVer

sicherungsanstaltfür das Jahr 1927 ,Dazuspricht GemeinderatPfeiffer
( E . . ) ,derin derVorlagseineBerücksichtigungderGeschäftsführungder
Anstalt wünscht .Auchdas Kontrollamtmüsstein seinemBericht etwasüber
die Geschäftsgebarungsagen .WürdedasKontrollamtvondiesemGesichts¬
punktausgehen ,dannkönntees sich jeneStellungerringen ,die beimBund
der ObersteRechnungshofbesitzt DieVorlagewirdangenommen.

St .R .Weberbeantragt die Genehmigungdes EntwurfesdesArchi- ¬

tekten ProfessorBehrensfür einenWohnhausbauin derMargaretenstrasse.
DieAnlageenthält172Wohnungen,einenKindergartenund7Geschäftslokale
DieBaukostensindmit25MillionenSchillingveranschlagt.GR.Kunschak
verweist darauf ,dass er bereits in mehrerenGemeinderatssitzungenanden
Referenten die Frage gerichtet habe wannendlich der Bericht über dieEr - ¬
gebnissedes Untersuchungsausschussesüberdie Heiligenstädterbbautendem
Gemeinderatvorgelegt werdenwird ,Dies ist bis heute nicht geschehenwes¬
halber abermalsdieAnfragerichtet ,GR .PfeiferschliesstsichdemErsucher
des Vorredners an ST . R.Webererwidert ,dass der Bericht derSachverstän¬

digen demnächstfertig sein wird ,DerUntersuchungsausschusswirdnächs¬
te Wocheeine Sitzung abhalten und der Gemeinderat wird baldGelegenheit

haben ,denBerichtentgegennehmenzu können .Stadtrat Weberreferiert dann
noch über die Eppichtung einer städtischen Wohnhausanlagein derLeipzi¬

gerstrasss.DieEntwürfestammenvondenArchitektenIlzundDr .Pfann
Der Bauwird 107Wohnungeneine Büchereieinen JugendhortundeinJugend- ¬
heim enthalten .GR .Schelz stellt mit Rücksicht auf die späte Sfundeden

Antragauf Vertagungder VerhandlungdesGeschäftsstückesundSchlussder
Sitzung.DerAntragwirdangenommenundderVorsitzendeGemeinderatWeigl
schliesstum2230UhrdieSitzung.
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